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Teil  1 

Einleitung 

Im Rahmen der viel diskutierten Zuwanderungsproblematik bildet der Zu-
zug von Aussiedlern oder auch "Spätvertriebenen11 einen wichtigen Bestand-
teil. So gelangten bis 1950 ca. 8.100.000 Vertriebene und Flüchtlinge in die 
Bundesrepublik Deutschland1. Zwischen 1950 und 1987, während der Zeit 
des "Kalten Krieges", wanderten vergleichsweise wenige Aussiedler nach 
Deutschland; insgesamt waren es 1.421.070, davon knapp 850.000 aus dem 
polnischen Bereich2. Erstmalig im Jahr 1988 stieg die Zahl der Aussiedler er-
heblich an auf insgesamt 202.673 im Vergleich zu 78.523 im Voijahr3. 1989 
(insgesamt 377.055) und 1990 (insgesamt 397.073)4 verdoppelte sich diese 
Zahl fast und hatte damit ihren Höchststand seit der Nachkriegszeit erreicht. 
Die Asylbewerberzahlen betrugen im Vergleich dazu 1990 193.0635 und 
1991 256.1126. Nach einer Änderung des Aufhahmeverfahrens  verringerte 
sich die Zahl der Aussiedler auf insgesamt 221.995 im Jahr 19917, so daß 
sich die Zahlen der Asylbewerber und der Aussiedler vor dem Inkrafttreten 
bzw. dem Wirksamwerden der neuen Regelungen zur Aufnahme von 
Aussiedlern und Asylbewerbern in etwa deckten. Im Jahr 1992 stieg jedoch 
die Zahl der Asylbewerber auf insgesamt 438.191 Personen8 an, während sich 
der Aussiedlerzuzug mit 230.565 registrierten Personen verstetigte9. Trotz 
ihrer dichten Besiedlung nimmt die Bundesrepublik Deutschland im 

Leciejewskiy  S. 53. 
Leciejewski,  S. 53. 

3 Statistisches Jahrbuch 1992, S. 91; Innenpolitik, Sonderausgabe 1987/88, S. 51. 
4 Statistisches Jahrbuch; Innenpolitik Nr. I 1991, S. 6; vergi, zur Statistik auch Ronge, 

S. 19. 
5 Statistisches Jahrbuch 1991, S. 73. 
6 Statistisches Jahrbuch 1992, S. 72; Innenpolitik Nr. I 1992, S. 7. 
7 Statistisches Jahrbuch 1992, S. 91; Innenpolitik Nr. I, S. 4. 
8 Innenpolitik Nr. I 1993, S. 3. 
9 Innenpolitik Nr. I 1993, S. 13. 

2 Ruhrmann 
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europaweiten Vergleich den größten Anteil von Zuwanderern auf, was 
bekanntermaßen zu wachsendem Unverständnis und fremdenfeindlichen 
Strömungen in der Bevölkerung führt. 

Doch nicht nur der um sich greifende Unmut läßt es geboten erscheinen, 
das Zuzugsrecht von Aussiedlern rechtlich zu überprüfen,  wie es auch ande-
renorts mit dem Asylrecht geschieht, sondern vor allem der Umstand, daß es 
sich bei dem Vertriebenenrecht, auf welchem der Aussiedlerzuzug beruht, hi-
storisch und inhaltlich um Nachkriegsrecht handelt. Angesichts der politi-
schen Umwälzungen in Osteuropa stellt sich die Frage, ob dem Aussiedlerzu-
zug nicht seine politische und rechtliche Grundlage entzogen wird. Ziel dieser 
Arbeit war es zu ihrem Beginn im Herbst 1990, die derzeitige Rechtslage dar-
zustellen und verschiedene, auch eigene Reformvorschläge zu diskutieren. Zu 
diesem Zeitpunkt war nicht absehbar, daß Reformen des Aussiedlerrechts 
kurz bevorstanden. Im Dezember 1992, unmittelbar vor dem Abschluß der 
Arbeit, wurde jedoch das Kriegsfolgenbereinigungsgesetz10 erlassen, welches 
u.a. das Recht des Aussiedlerzuzugs erheblich änderte. So war es erforder-
lich, dieses Gesetz in die Darstellung einzubeziehen und im Rahmen der vor-
geschlagenen Reformen auf seine Recht- und Zweckmäßigkeit hin zu überprü-
fen. Die Verabschiedung des Kriegsfolgenbereinigungsgesetzes macht jedoch 
die Fragestellung nicht hinfällig, da dieses Gesetz weder eine endgültige noch 
eine verfassungskonforme  Lösung darstellt. 

Die vorliegende Untersuchung bietet zunächst einen Blick auf die histori-
schen Hintergründe der Vertreibung, behandelt im Teil 2, bevor das daraus 
entstandene Recht im Teil 3 dargestellt werden kann. Hierbei wird das bis 
zum 31.12.1992 geltende Recht erörtert, um die Reformbedürftigkeit  an-
schließend sachgerecht prüfen zu können. Dies ist außerdem erforderlich,  da 
die alte Rechtslage weiterhin übergangsweise für sogenannte "Altfalle" gilt. 
Soweit sich die rechtlichen Bestimmungen inzwischen geändert haben, wird 
jedoch darauf hingewiesen. Bei der Überprüfung aller in Betracht kommenden 
Anderungsmöglichkeiten werden die für den Aussiedlerzuzug maßgeblichen 
Inhalte des Kriegsfolgenbereinigungsgesetzes eingehend erörtert. Zum besse-
ren Verständnis der Zuwanderungsproblematik empfiehlt sich ferner  ein Ver-
gleich mit dem Einwanderungsrecht anderer europäischer Länder und insbe-

1 0 BGBl. 1992 I, S. 2094. 
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sondere der Staaten, die ebenfalls deutsche Flüchtlinge nach dem 2. Weltkrieg 
aufnehmen mußten. 

Da das bisher geltende Aussiedler- oder Vertriebenenrecht auf der Annahme 
eines fortdauernden Vertreibungsdrucks beruhte, ist für die Frage der Refor-
mierungsbedürftigkeit  entscheidend, ob dieser Druck auf die deutschen Min-
derheiten in den betreffenden  Staaten heute noch besteht, behandelt in Teil 4. 
Diese Arbeit belegt, daß dies in keinem der ehemaligen Vertreiberstaaten 
noch der Fall ist. 

Diese Feststellung bildet die Grundlage für die sich anschließende verfas-
sungsrechtliche Untersuchung, ob angesichts dieser verbesserten Lage die 
Privilegierung der Aussiedler noch gerechtfertigt  ist. Die Besserstellung ist im 
Ergebnis gegenüber verschiedenen Vergleichsgruppen verfassungswidrig,  so 
daß im Teil 5 ein verfassungsrechtlicher  Änderungsbedarf  des Gesetzgebers 
festgestellt wird. Des weiteren legt diese Arbeit dar, daß der Gesetzgeber völ-
kerrechtlich verpflichtet ist, die in der Zeit von 1937 bis 1945 sammeleinge-
bürgerten deutschen Staatsangehörigen aus der deutschen Staatsangehörigkeit 
zu entlassen, ohne daß darin ein Verstoß gegen Art. 16 Abs. 1 S. 1 GG gese-
hen werden kann. 

Nachdem der Handlungsbedarf des Gesetzgebers aufgezeigt worden ist, 
werden verschiedene Möglichkeiten der Zuzugsbeschränkung dahingehend 
überprüft,  ob sie dem verfassungsrechtlichen Auftrag gerecht werden und ob 
sonstige rechtliche Bedenken bestehen. So wird erörtert werden, daß einer 
vollständigen Abschaffung des Aussiedlerstatus hinsichtlich potentieller Aus-
siedler, wofür sich der Gesetzgeber noch nicht entschieden hat, auch der Ge-
danke des Vertrauensschutzes nicht im Wege steht und daß dies durch einfa-
ches Gesetz zu erreichen wäre. Auch neben einer vollständigen Abschaffung 
des Aussiedlerstatus bestehen Möglichkeiten, das bisher geltende Recht im 
Hinblick auf die gebotene Zuzugsbeschränkung abzuändern, wie sie z.B. das 
oben zitierte Kriegsfolgenbereinigungsgesetz  aufgegriffen  hat. So zeigt die 
Arbeit insbesondere auf, daß die dort geregelte Kontingentierung des Aus-
siedlerzuzugs im Hinblick auf die Art. 116 Abs. 1 GG und 11 Abs. 1 GG 
verfassungswidrig ist. 

Was die vorliegende Arbeit nicht zu leisten vermag, ist eine systematische 
Kommentierung des geltenden Aussiedlerrechts. Dies ist auch nicht ihr Anlie-
gen. Vielmehr ist sie chronologisch aufgebaut und stellt die bisherige und die 


